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Bedrohliche Zeiten sind ein guter Nährboden für Utopien, Träume 
vom ganz anderen Leben und Experimente mit alternativen Lebens­
formen. Dementsprechend fordern Wirtschaftskrisen zur Beschäftigung 
mit alternativen Wirtschaftsordnungen oder wenigstens umwälzenden 
Korrekturentwürfen heraus. Da ist es nicht verwunderlich, daß auch die 
alte Idee der Genossenschaft wieder modern zu werden beginnt. 

Schon früher, als Reaktion auf die krisenhaften gesellschaftlichen Ver­
änderungen im Gefolge der Industrialisierung, war das Genossenschafts-
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wcsen vielen als ein gangbarer Ausweg erschienen. Nicht zufällig hatten 
damals die Vorstellungen vom alternativen Leben auf genossenschaftli­
cher Grundlage, von der grundlegenden Korrekturfunktion solidarischer 
Lebensgemeinschaften und von einer kooperativen Wirtschaftsordnung 
eine besondere Attraktivität. Mit der Entwicklung des Sozialstaats 
konnten die anfänglichen Krisen der Industriegesellschaft zweifellos auf­
gefangen werden. Damit rückten auch die genossenschaftlichen Alterna­
tivmodelle wieder etwas in den Hintergrund. In jüngster Zeit scheint nun 
der Sozialstaat selbst, das einstmalige selbstverständliche Kennzeichen 
moderner Industriegesellschaften, in die Krise geraten zu sein und wird 
zunehmend Gegenstand der Kritik. Zumindest für die Zukunft wird 
seine Revision für unumgänglich gehalten. „Krise des Sozialstaates" oder 
„Grenzen des Sozialstaates" wurde in den letzten Jahren zu einem gän­
gigen Topos sozialwissenschaftlicher Diskussion. 1 

1 In der umfangreichen Literatur lassen sich vor allem drei Kritikpunkte ausmachen: 
(a) Das staatlich organisierte Sozialleistungssystem stößt an materielle Grenzen. Das ge­

wachsene System sozialer Sicherung ist in Zeiten von Nullwachstum oder Rezession 
nicht mehr finanzierbar. A C H I N G E R ( 1 9 7 9 ) hat schon 1 9 5 8 vor einer möglichen Pro­
blemblindheit während der Wachstumseuphorie gewarnt. Unter einem parteipoli­
tisch und/oder verbandlich abgesicherten „Rückschri t tsverbot" ( S U H R 1 9 7 6 , S. 177) 
wurden selbst dann noch neue soziale Bedürfnisse als befriedigenswert definiert\ als 
die finanziellen Ressourcen bzw. die finanzielle Belastbarkeit einzelner Finanzie­
rungsquellen, z . B . die Belastbarkeit der Privathaushalte durch Steuern, die Sozialbe­
lastung der Unternehmen und die Belastbarkeit durch Staatsverschuldung, (vgl. 
W E L L N E R 1 9 7 7 , S. 7 7 ff.; ebenso R A U S C H E R 1 9 7 7 , S. 7 9 ff. bzw. S. 61 ff.), mit den 

zu leistenden Sozialausgaben immer schwerer in Einklang zu bringen waren. So ist 
die Zahl der Empfänger von Sozialleistungen so drastisch angewachsen, daß heute 
rund 1 5 - 2 0 % der Bevölkerung ganz oder teilweise davon leben. 

(b) Elementare Lebensprobleme immaterieller Ar t können durch die staatlich organi­
sierte Soziaiverwaltung nicht bewältigt werden, denn der Sozialstaat ist außers tande , 
zentrale Gü te r wie Zufriedenheit, Geborgenheit. Selbstentfaltung und auch Gesund­
heit bereitzustellen ( G R O S S 1 9 8 2 , S. 3 0 ) . Die unumgängliche Notwendigkeit von be­
rechenbarem und formalisiertem Vorgehen in der staatlichen Fremdhilfe schafft 
zudem Ansatzpunkte für ein erhebliches Unbehagen an der Anonymisierung der 
Leistung, der Unüberschaubarke i t oder gar der Normierung von Lebensproblemen 
( K A U F M A N N 1979 , S. 18 ff.), welche nicht selten als „Sozialdisziplinierung" erlebt 
wird. 

(c) Der Ausbau des Sozialstaates erweckt Leistungserwartungen, an deren Erfüllung er 
scheitern m u ß . Denn die laufende Vermehrung von Sozialleistungen bringt die para­
doxe Wirkung mit sich, daß gleichzeitig die Empfindlichkeiten für E inbußen , das Ge­
fühl relativer Deprivation gegenüber anderen sozialen Gruppen sowie allgemeine 
Kritikneigung und Enttäuschungsgefühle anwachsen ( K L A G E S 1 9 8 1 , S. 3 2 ) . A u ­
ßerdem kann nicht ausgeschlossen werden, daß mit der Zuständigkei tserweiterung 
staatlicher Sicherungssysteme auch sozial schädliche Verhaltensweisen wie Le i ­
stungsverweigerung, Schwächung der Verantwortlichkeit, Pflichterfüllung und E i ­
genvorsorge („Wohlfahr tsempfängermental i tä t") sowie mutwilliger Sozialleistungs-
konsum („Selbstbedienungseffekt") prämiert werden ( H A M M 1 9 8 1 , S. 135) . 
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Nicht von ungefähr hat daher das genossenschaftliche Gedankengut, 
wie es sich ansatzweise in der Theorie der „property rights"2 in den Alter­
nativbewegungen, aber auch in der beträchtlichen Zuwachsrate mancher 
traditioneller Genossenschaftszweige zeigt, wieder erhöhte Aktualität er­
halten. Sie ist Ausdruck dafür, daß sich in unserer Lebenswelt viele für 
das Individuum entscheidende soziale Beziehungsfelder ins Unanschau­
liche verflüchtigt haben. Hochgradige Arbeitsteilung und Kompetenzver­
lagerung haben dem staatlichen Verband eine Lebensferne aufgenötigt, 
die Unbehagen erzeugt. Es fehlt an gesellschaftlichen Vermittlungsin­
stanzen, die „hegenden" 3 Charakter aufweisen, d.h. an Instanzen der so­
zialen Nachwelt, die dem Verfall der Selbstgestaltung, Kommunikation 
und Verantwortung entgegenwirken. Mit großer intellektueller Schärfe 
hat D Ü R K H E I M schon vor der Jahrhundertwende dargelegt, daß es sich 
hierbei um das genuine Problem von Industriegesellschaften an sich han­
delt. Sie müssen für ihn fast zwangsläufig in pathologische Zustände der 
Normlosigkeit (Anomie) hineingleiten, weil die Individuen — wie er 
schreibt — „durcheinandertreiben wie Moleküle in einer Flüssigkeit, 
ohne ein Kraftzentrum zu finden, das ihnen Halt gibt", „während der 
Staat sich aufbläht . . . um dahin zu gelangen, in der Lebenssphäre seiner 
Bürger mit genügender Stärke aufzutreten, ohne daß ihm dies gelingt".4 

Eine „Alternative" zum Sozialstaat muß in der Lage sein, Leistungs-
postulate zu erfüllen, die sich in Abgrenzung zu den Mängeln staatlicher 
Fremdhilfe definieren lassen: Sie muß auf der einen Seite ökonomisch 
(oder darf wenigstens nicht antiökonomisch) sein, um zur Sanierung öf­
fentlicher Haushalte und parafiskalischer Institutionen (mit)beitragen zu 
können. Andererseits muß sie das weitere Auseinanderdriften zwischen 
Individuum und Staat verhindern. Das scheint aber nur möglich, wenn 
die Selbststeuerung einen besonderen Stellenwert gewinnt. Statt Fremd­
hilfe muß vermehrt Selbsthilfe, Selbstorganisation und Selbstverwaltung 
auf der Basis gemeinsamer Betroffenheit, gemeinsamer Kenntnis und 
Gegenseitigkeitserfahrung zum Zug kommen. 

Angesichts dieser Liste von Anforderungen ist es naheliegend, Genos­
senschaften als mögliche Alternative zum Sozialstaat zu überprüfen, hat 
sich doch das Genossenschaftswesen immer schon selbst als dritten Weg, 
neben Markt und Staat, verstanden. Im folgenden soll der Frage nachge­
gangen werden, ob und inwiefern die Genossenschaften, ihre Prinzipien 
und Modelle, geeignet sind, den modernen Wohlfahrts- und Sozial­
staaten aus ihrer Krise herauszuhelfen. 

2 F U R U B O T N / P E J O V I C H (1973); B A C K H A U S (1979), S. 35 f. 
3 B E H R E N D T (1963), S. 113 f. 
4 D Ü R K H E I M (1973), S. 464. 
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A Das „alternative" Leistungsangebot der Genossenschaften 

I. Genossenschaft und Genossenschaftsmodelle 

Manche der bisherigen Andeutungen zum Charakter der Genossen­
schaft sind trügerisch, denn dieser Begriff eignet sich wie kaum ein an­
derer für ungedeckte Erweiterungen des Erwartungshorizonts, für 
Wunschdenken ohne Realitätskontrolle, kurz für Ideologie im umgangs­
sprachlichen Verständnis. 5 

Im Gefolge der sogenannten „utopischen" Sozialisten ist vor allem die 
ältere Genossenschaftsliteratur voll mit Hinweisen auf die Morgenröte 
der „brüderlichen" Gesellschaft, in der scheinbar das „distanzschwache 
Verflochtensein", die gegenseitige Hilfe, ja Auf Opferungsbereitschaft 
und die emotionale Wärme der „Gemeinschaft" 6 vorherrschen solle; in 
der Kooperation statt Konflikt, Solidarität statt Wettbewerb, gruppenbe­
zogene Bedarfsdeckung statt individualisierter Erwerb die tragenden Ele­
mente darstellen würden. Das hat ihr mit Recht den Vorwurf des Utopi­
schen, Ineffizienten, Antistaatlichen eingebracht.7 

Auch heute noch ist es schwer, die Genossenschaftsdiskussion von 
diesen begrifflichen und inhaltlichen Belastungen zu befreien.8 Dennoch 
kann man dem Begriff „Genossenschaft" oder „genossenschaftlich" 
durchaus eine präzise Sinngebung abgewinnen. Man muß zwischen dem 
Prinzip und dem Unternehmen unterscheiden. 

/. Das genossenschaftliche Gestaltungsprinzip 

Genossenschaft als soziales Gestaltungsprinzip ist ein weithin verges­
senes, unter anderer begrifflicher Flagge hingegen durchaus modernes 
Thema der Gesellschaftspolitik. So gehörte es zu einer ehemals sehr le­
bendigen Tradition der Politikwissenschaft und des Staatsrechts, zwi­
schen herrschaftlichen und genossenschaftlichen Machtverteilungssy­
stemen zu unterscheiden (RÜSTOW, G I E R K E , O P P E N H E I M E R , V O N D E R 
G A B L E N T Z , G A S S E R , H E R M E N S ) . Herrschaftlich waren danach Machtdif­
ferenzierungen „von oben her", beruhend auf staatlichen Durchsetzungs-

5 So schon L I E F M A N N (41928). 
6 Sehr häufig wurde versucht, das TöNNiEs ' sche Konzept der Gemeinschaft für die Ge ­

nossenschaft zu okkupieren. Kritisch dazu W E I S S E R (1977), S. 403 ff. 
7 Dementsprechend ungnädig wurden deren Vorschläge bekanntlich auch von M A R X 

und E N G E L S aufgenommen. E N G E L S nannte P R O U D H O N ' S Assoziationen eine „Strau­
binger Idylle". 

8 Hier hat sich die Müns te raner Schule um E . B O E T T C H E R einen Namen gemacht, die 
dabei ganz auf das Erklärungsparadigma des methodologischen Individualismus setzt. 
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Prioritäten und entsprechenden Legitimitätsgeltungen. 9 Staatsmacht und 
zentralisierte Verwaltung haben dabei den Vorrang vor „genossenschaft­
lich" dezentralisierter Selbstregulierung. Demgegenüber konnte von 
G I E R K E eine entscheidende Erneuerung des Staatslebens nur denken, 
wenn der politische Schwerpunkt vom Staat auf das Volk verlagert 
würde, indem die genossenschaftlichen Rechts- und Verbandsformen als 
autonome Träger von „gemeinsamen Rechten und Pflichten" die perso­
nale Selbständigkeit der Mitglieder stärkten. 1 0 

Auch in der Soziologie war diese Unterscheidung ursprünglich hei­
misch gewesen. Als genossenschaftlich wurden all jene Sozialstrukturen 
bezeichnet, in denen die Macht - unbeschadet aller Rollendifferenzie­
rung - wesentlich gleich verteilt ist und bleibt. Denn machtausübende 
„Führung" (nicht Herrschaft) erfolgt nur zu praktisch-organisatorischen 
Zwecken im Hinblick auf notwendige Gruppenangelegenheiten. Sie ist 
widerrufbar, wenn das Vertrauen in die Delegation nicht mehr gegeben 
ist oder wenn die Gruppe die Lenkungskompetenzen selbst in die Hand 
nehmen kann. 1 1 Die innere Ordnung des Verbandes wird von der Gruppe 
„autokephal" 1 2 gesetzt; die Mitglieder sind prinzipiell gleichberechtigt, 
gleichverantwortlich und gleichbeteiligt.13 

Es ist unmittelbar einsichtig, daß der Geltungsbereich dieses Konzepts 
denkbar weit ist. V I E R K A N D T hat im Anschluß daran versucht, die soziale 
Organisation der Naturvölker als genossenschaftlich zu kennzeichnen.1 4 

Ebenso berechtigt ist es, das Genossenschaftsprinzip in der Gildeord­
nung, 1 5 im Siedlungs- und Sektenkommunismus des 17. —19. Jahrhun­
derts,1 6 bei der kommunalen Selbstverwaltung der „altfreien Nationen" 1 7 

und bei den modernen Dezentralisierungsbemühungen am Werk zu 
sehen.1 8 Es ist auch keineswegs abwegig, die heutigen Demokratisie­
rungsvorstellungen mit diesem „alternativen" Gestaltungsprinzip in Zu­
sammenhang zu bringen. 1 9 

Auch in der modernen Wirtschaftsgesellschaft kommt dieser Anspruch 

9 H E R M E N S (1968), S. 4 3 . Im herrschaftlichen Regierungssystem geht „die Macht der 
Zustimmung voraus", im genossenschaftlichen ist es umgekehrt. 

1 0 v. G I E R K E ( 1 9 5 4 ) . E r hat sich von der genossenschaftlichen Rechtsgestaltung eine 
„kooperat ive Verantwortungsfreudigkeit für das politische und soziale Ganze" verspro­
chen. 

1 1 G E I G E R ( 1 9 8 1 ) . 
1 2 W E B E R ( 1 9 5 6 ) , 1. Halbbd. , S . 2 6 . 
1 3 O P P E N H E I M E R ( 1 9 8 1 ) . 
1 4 V I E R K A N D T ( 1 9 8 1 ) . 
1 5 G R O S S ( 1 9 8 2 ) , S. 2 9 f. 
1 6 S C H E M P P ( 1 9 6 9 ) , S. 13 ff. 
1 7 G A S S E R ( 1 9 7 6 ) , S . 3 ff. 
1 8 A L B R E C H T ( 1 9 6 5 ) , S . 103 f. 
1 9 Dazu E I S E R M A N N ( 1 9 5 5 ) sowie die ausführliche Darstellung in H E T T L A G E ( 1 9 7 9 ) . 
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zum Zug. Gerade hier ist sogar sein eigentliches Feld, denn im Verlauf 
des 19. Jahrhunderts hat das Genossenschaftsprinzip in der genossen­
schaftlichen Unternehmungsform seinen institutionalisierten und „ge-
satzten" Ausdruck gefunden. 

2. Genossenschaften als Unternehmungen 

Einer gängigen Begriffsbestimmung folgend, handelt es sich bei der 
Genossenschaft um einen „mit der Möglichkeit des jederzeitigen Aus­
scheidens verbundenen Zusammenschluß von Einzelwirtschaften, die be­
stimmte Funktionen ihrer Wirtschaften auf dem Wege der unmittel­
baren, auf Dauer angelegten, freiwilligen Zusammenarbeit gemeinsam 
verrichten und dadurch Erträge in Form von Leistungen und Nutzungen 
erzielen". 2 0 Um zu verstehen, in welchem Maß sich das genossenschaft­
liche Gestaltungsprinzip in dieser Unternehmensform durchgesetzt hat 
und sie von anderen abhebt, müssen wir einen Blick auf einige wichtige 
Einzelaspekte werfen: 

(1) Das genossenschaftliche Kooperativprinzip weist auf die von grup­
penmäßiger Selbsthilfe getragene Zusammenarbeit von Einzelbetrieben 
oder -haushalten hin. Die (rechtlich formlose oder geordnete) Verselb­
ständigung der Kooperation zu einem Unternehmen grenzt die Genos­
senschaft von anderen Kooperationsformen ab. 2 1 „Solidarität" oder ge­
genseitige Bindung ist notwendig als Mittel, um den Lebensunterhalt der 
Mitglieder zu sichern und zu verbessern. Zugleich ist es für den Bestand 
des gemeinsamen Vorhabens nicht unwesentlich, daß Kooperation auch 
als Ziel um seiner selbst willen geschätzt wird. Wer als Individualist den 
Alleingang schätzt, wird sich nicht genossenschaftlich zusammen­
schließen. 

(2) Der Genossenschaftsbetrieb will die Mitglieder direkt oder indi­
rekt in den Genuß von Leistungen und Nutzungen bringen (Förderungs­
prinzip). 2 2 Seine Preisgestaltung ist aufwandorientiert. Ein nach Abdek-
kung aller Verpflichtungen (Zinsen, Risikoversicherung, Verwaltungs­
aufwand) noch auftretender Überschuß wird entweder an die Kunden 
oder Fabrikanten rückvergütet, für soziale Leistungen verwendet („Kul­
turprozent") oder als Gehaltserhöhung auf alle Mitglieder umgelegt.23 

2 0 E B E R T ( 1 9 6 6 ) , S . 18 . 
2 1 Gemeint sind hier die Haushalte, die an den Haushalt gebundenen Betriebe des vo­

rindustriellen „genossenschaftlich wirtschaftenden Dorfverbandes" und die Kartelle und 
Verbände , vgl. B O E T T C H E R ( 1 9 7 4 ) , S . 2 5 - 2 9 . 

2 2 L A N G / W E I D M Ü L L E R ( 1 9 7 4 ) , S . 8 0 ff. 
2 3 Das ist in manchen Produktivgenossenschaften der Fa l l , vgl. G T D E ( 1 9 2 7 / 2 8 ) , 

S. 3 7 7 f. 
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(3) Das genossenschaftliche Sozialkapital (Gruppeneigentum) besagt, 
daß sich die Mitglieder gemeinsam am geschäftlichen Reservefond betei­
ligen, der der individuellen Verfügung entzogen ist. Da die Kapitalbetei­
ligung hinter der persönlichen Verbundenheit zurücktreten und nur eine 
beitragsähnliche Rolle spielen soll, ist die individuelle Einlagenhöhe re­
lativ gering angesetzt (was für Genossenschaften immer ein gravierendes 
Problem darstellt). Das Kapital ist im Gegensatz zur Aktiengesellschaft 
kündbar und somit variabel. Der einzelne nimmt aber bei der Kündigung 
nicht am inneren Wertzuwachs des Vermögens teil. Aus reinem Kapital­
interesse wird sich also niemand der Genossenschaft zuwenden. 

(4) Verstärkt wird diese Tendenz durch das Personalprinzip, wonach 
nicht die Kapitalmehrheiten bestimmen, sondern nach der Regel „one 
man, one vote" verfahren wird. Das heißt, daß der organisatorische Zu­
sammenschluß prinzipiell der gemeinsamen Leitung unterliegt. Al le Mit­
glieder - eventuell angestellte Nichtmitglieder ausgenommen - sind in 
die Selbstverwaltung einbezogen und tragen hierfür Risiko und Verant­
wortung. 

Damit ist ein Rahmenprogramm fixiert, daß sich im Lauf der Zeit or­
ganisatorisch in zwei große Richtungen ausdifferenziert hat: 

a) Das Model l der Vollgenossenschaft: 

Vollgenossenschaften wollen Lebensgemeinschaften sein. Daher 
kooperieren die Mitglieder nicht nur wirtschaftlich miteinander, sondern 
auch zur Befriedigung außerökonomischer Lebensinteressen. Ihr Ziel ist 
die volle soziale und ökonomische Integration der Beteiligten. Vollgenos­
senschaften haben eine sehr lange bis in die Anfangszeit des Christen­
tums zurückreichende Tradition. Später standen die religiösen Gemein­
schaftssiedlungen in Nordamerika (Hutteriten, Harmonisten, Shaker, 
Perfektionisten u.a.), die Siedlungsexperimente von O W E N , F O U R I E R 
und C A B E T , die Siedlungen der deutschen Jugendbewegung (Habertshof) 
und heute die Kommunebewegung im Zentrum der Aufmerksamkeit. 
Das Paradebeispiel erfolgreicher Vollgenossenschaften sind aber seit 
1909 die israelischen Kibbutz-Siedlungen. 2 4 

Obgleich auch in den Produktivgenossenschaften der Industriearbeiter, 
Handwerker und Landwirte die Träger mit den Beschäftigten identisch 
sind, bezieht sich hier das Trägerinteresse weitgehend auf die Verwer­
tung der Arbeitskraft (bei meist sehr marginaler Kapitaleinlage). Eine 
gemeinsame Lebensweise wird nicht erstrebt, hingegen bleibt die ökono­
mische Existenz des einzelnen voll mit dem Gruppenunternehmen ver-

2 4 Klassisch dazu immer noch D A R I N - D R A B K I N (1967). 
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bunden. Jeder bringt seine volle Arbeitskraft in den Betrieb ein, der nicht 
nur ein Hilfsbetrieb für sonst selbständige „Wirtschaften" der Mitglieder 
darstellt. Modellhaft wurde hierfür in jüngster Zeit der Genossenschafts­
komplex von Mondragön im spanischen Baskenland. 2 5 

b) Das Model l der Teilgenossenschaft: 

Ergänzungs- oder Hilfsgenossenschaften streben demgegenüber nur 
eine Integration von Teilbereichen der Wirtschaftsaktivität ihrer Mit­
glieder an. Dem dient das Gemeinschaftsunternehmen, dessen Lei ­
stungen möglichst günstig zu halten sind, günstiger als es den getrennten 
Einzelbetrieben bisher möglich war 

Der Einsatzfähigkeit solcher Kooperativen ist prinzipiell kaum eine 
Grenze gezogen. Es gibt auch kaum einen Bereich, in dem nicht auch Ge­
nossenschaften anzutreffen wären. Man denke nur an den gemeinsamen 
Einkauf (Einkaufsgenossenschaften), die gemeinsame Maschinenverwer­
tung (Nutzungsgenossenschaften), an Produktion und Verteilung (Pro­
duktionsgenossenschaften), Auftragsverteilung (Liefergenossenschaf­
ten), Transport-, Absatz-und Kreditgenossenschaften. Auf der anderen 
Seite steht eine Genossenschaftssparte, deren Ziel es ist, die Bevölkerung 
mit Gütern des alltäglichen Bedarfs (Konsumgenossenschaften) oder er­
schwinglichen Wohnungen (Wohnungsbaugenossenschaften) zu ver­
sorgen. 

//. Die „alternative" Programmatik der Genossenschaftsmodelle 

Rückblickend auf ihre Prinzipien erscheint es einleuchtend, daß sich 
Genossenschaftsmodelle immer wieder selbst als „alternativ" zu den sie 
umgebenden Ordnungssystemen definieren. 

a) Einerseits sah man in ihnen einen Weg, um von der klassisch-dualen 
zu einer tripolaren Ordnungsaxiomatik zu gelangen, was W E I P P E R T mit 
dem Nachweis versuchte, die „Vereinbarung" sei ein drittes, logisch selb­
ständiges Koordinationsprinzip neben Zentralplanung und Marktauto­
matik. 2 6 Meist ohne Bezugnahme darauf werden in der modernen Dis-

2 5 S A I V E (1980). Die ersten Genossenschaften in Mondragön wurden von Pater A r i z -
mendi zu Beginn der 50er Jahre gegründet bzw. angeregt. Heute umfaßt der Komplex 
137 Genossenschaften mit 17.000 Mitgliedern. Davon sind 76 industrielle Produktivge­
nossenschaften der Bereiche Metallurgie, Produktionsmittelherstellung, Grundstoffe, 
dauerhafte Konsumgüter und Bauwirtschaft. Die anderen 61 gehören den Bereichen 
Landwirtschaft, Unterricht, Wohnungswirtschaft, Dienstleistungen und Konsum an. 

2 6 W E I P P E R T (1963), S . 169 f. 
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kussion um „dritte Wege" zum Teil ähnliche Argumente verwendet. 
Dabei wird neuestens der Genossenschaftssektor als „dritter Sektor" 
wieder stark in den Vordergrund gerückt. 2 7 

b) Auf der anderen Seite verstand B A C K die Genossenschaft eher als 
eine anthropologische Alternative, als eine dritte „personalistische Ord­
nung", die imstande sei, Freiheit und Sicherheit zu verbinden bzw. wirt­
schaftlicher Entmündigung und sozialer Entwurzelung vorzubeugen. 
Ihren spezifischen Vorteil erblickt er gerade darin, daß Genossenschaften 
nicht nur soziale, sondern auch ökonomische Zweckverbände sind. 2 8 

Zudem sahen diese und andere Genossenschaftsforscher die Besonder­
heit „ihres" Weges auch immer darin, daß die „alternativen" Leistungs­
angebote flexibel auf die sich jeweils wandelnden Bedürfnisse einer 
Wachstumsgesellschaft reagieren könnten. In der Industriealisierungs-
phase stünden andere Schutz-und Sicherungsaufgaben im Vordergrund 
als in Zeiten eines sich laufend stärker etablierenden Wohlfahrtsstaates.29 

Gerade der moderne Staat könne auf die gemeinwirtschaftlichen Lei­
stungen der Genossenschaft immer weniger verzichten. 3 0 Kaum voraus­
sehbar war für sie aber, daß dieser Aspekt auch in Zeiten nachlassender 
Wirtschaftstätigkeit bei weiterhin hoher sozialstaatlicher Absicherung 
von Wichtigkeit werden könnte. 

1. Staatsentlastung durch Stärkung der Marktversorgung 

Genossenschaften entlasten oder begrenzen die öffentliche Vorsorge­
tätigkeit ganz entscheidend dadurch, daß sie mit dazu beitragen, die ma­
terielle Versorgung über den Markt funktionsfähiger zu gestalten. Denn 
je besser die Marktversorgung funktioniert, desto stärker kann der So­
zialstaat seine Interventionen beschränken oder bündeln. Genossen­
schaften wirken in einem doppelten Sinn marktstabilisierend.3 1 

a) Regulierung der Marktversorgung: 

Seit den Pionieren von Rochdale (1833/1844) gehört es zu den beson­
deren Aufgaben der Konsumgenossenschaften, sich intensiv um den Ver­
braucherschutz zu kümmern. Als konkurrierende Marktteilnehmer 
stärken sie den Wettbewerb und lassen dadurch bestimmte Aspekte der 
Freiheit (freie Konsumwahl, freie Wahl des Arbeitsplatzes) Realität 

2 7 V A N E K (1970); C L A Y R E (1980). 
2 8 B A C K (1953); ähnlich W E I P P E R T (1964). 
2 9 E N G E L H A R D T (1971). 
3 0 A L B R E C H T (1965), S . 69. 
3 1 S C H A C H T S C H A B E L (1968), S. 279. 
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werden. Denn durch ihre Bemühung, bestimmte Güter und Dienste 
möglichst preisgünstig bereitzustellen, zwingen sie die anderen Konkur­
renten gleichzuziehen. Wenn es ihnen gelingt, sich als reale Gegenmacht 
aufzubauen, sind sie imstande, auf den Märkten (auch auf obligopolisti-
schen) für mehr Transparenz zu sorgen. 3 3 Wenn sie die Mitgliederbe­
triebe dank des Gemeinschaftsunternehmens stärken bzw. die Kosten­
vorteile in Form von Preissenkungen und Qualitätsleistungen an die 
Haushalte weitergeben, dann entlasten sie die staatliche Wettbewerbsre­
gulierung, vom Effizienz- und Tempo vorteil der Marktkonformität ganz 
abgesehen. 

Dabei darf auch der verteilungspolitische Aspekt der Genossen­
schaften nicht übersehen werden. Denn durch die Verbesserung der 
Wettbewerbsposition genossenschaftlicher Produzenten und Haushalte 
versuchen diese die Einkommensverteilung zu ihren Gunsten zu verän­
dern bzw. einer nicht leistungsgerechten Einkommensverteilung vorzu­
beugen.3 4 

b) Ergänzung der Marktversorgung: 

Die Förderung der Genossenschaftsmitglieder ist nicht nur eine ökono­
mische, sondern erstreckt sich auch auf Leistungen jenseits der mate­
riellen Güterversorgung. Der Förderungsauftrag besitzt immer auch eine 
soziale Komponente. Deswegen konzentriert das Genossenschaftswesen 
seine Leistungen oft auch auf Aspekte, die im Wettbewerbssystem uner­
füllt bleiben: um ein auf sozial- und regionalpolitische Gesichtspunkte 
ausgerichtetes Verteilungsnetz, um den Schutz der kleinen Sparer (Kre­
ditgenossenschaften), um die Bezieher niedriger Einkommen (Konsum­
genossenschaften), um kinderreiche Familien oder marktdiskriminierte 
Gruppen (Baugenossenschaften). Diese und ähnliche Funktionen sind im 
öffentlichen Interesse, ohne daß der Staat hierfür unmittelbar technisch 
oder finanziell einzustehen hätte. Denn grundsätzlich müssen sich alle 
Betriebe ihre Kosten selbst verdienen, haben in diesem Fall aber den 
Vorteil, auch explizit metaökonomische Ziele mitzuverfolgen. 

2. Staatsentlastung durch Selbsthilfe der Schwachen 

Zu den Grundprinzipien genossenschaftlichen Wirkens gehört es, sich 
auf die sog. „drei Selbst" — Selbsthilfe, Selbstverantwortung, Selbstver-

H E S S E L B A C H ( 1 9 7 1 ) , S . 170 . 

V O N L O E S C H ( 1 9 7 7 ) , S . 129 . 

S C H A C H T S C H A B E L ( 1 9 6 8 ) . 
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waltung - abzustützen. Selbstorganisation hat Vorrang vor Ausschau 
nach Fremdhilfe. Damit wird die Staatsintervention an den Charakter 
einer subsidiären Fremdunterstützung zurückgebunden, wo immer es 
möglich und sinnvoll ist. Genossenschaften betrachten sich aus diesem 
Grund nicht nur als Gegenmacht zum Marktgeschehen, sondern auch als 
Riegel gegenüber staatlicher Betreuung und „Beplanung". 

Drei Hauptgesichtspunkte sind dabei für unsere Problematik von In­
teresse: 

a) Eigenleistung und „Regional is ierung" der Sozialleistungen: 

Zentralmotiv der Genossenschaftsgründungen aller Zeiten war es, be­
stimmte Personen(gruppen), die sich in einer ökonomischen und sozialen 
Mangelsituation befinden, zusammenzubringen, um erst einmal selbst an 
die Veränderung der Lebenschancen (vom puren Überleben bis zur dau­
ernden Verfeinerung von Lebensqualität) heranzugehen und die Lage 
selbst, durch organisatorischen Verbund von Einzelleistungen zu ändern. 
Auslösende Gründungsvoraussetzung 3 6 war überwiegend die Erfahrung, 
daß man die Widrigkeiten und Widerstände, wenn überhaupt, dann nur 
selbst im Verbund mit Gleichbetroffenen überwinden kann. Die Sied-
lungs- und die Konsumgenossenschaftsbewegung sind jeweils treffliche 
Beispiele dafür. 

Da die „Assoziationen" nicht nur wirtschaftlichen, sondern auch aus­
drücklich sozial- und gesellschaftspolitischen Zielsetzungen (etwa Kran­
kenpflegevereinen) dienen sollten, sahen R A I F F E I S E N und S C H U L Z E - D E ­
LITZSCH in ihnen die ideale Lösung für die soziale Sicherung und Ent­
wicklung der Bauern und Handwerker. Letzterer glaubte sogar, damit 
die „soziale Frage" der städtischen Industriearbeiterschaft lösen zu 
können, da ihm genossenschaftliche Selbsthilfe überall anwendbar er­
schien, „wo es Nöte oder Benachteiligungen der wirtschaftlichen Schwa­
chen oder durch die bestehenden Wirtschaftsverhältnisse Gefährdeten 
abzuwenden gilt". 3 7 Ausdrücklich setzte er die Selbsthilfe der staatlichen 
Versorgung und der privaten Wohltätigkeit entgegen. 

S C H U L Z E - D E L I T Z S C H hatte nicht erkannt, daß in vielen Fällen die E i ­
genkräfte allein überfordert sind, 3 8 er hatte aber sehr wohl gesehen, daß 

3 5 S C H A C H T S C H A B E L ( 1 9 5 2 - 6 5 ) , B d . 4, S. 379 ff. 
3 6 Z u den einzelnen Gründungsvoraussetzungen sozialer und ideologischer Ar t siehe 

FINIS (1980), S. 31 ff. 
3 7 A L B R E C H T (1965), S. 40. 
3 8 Hierüber hat er mit L A S S A L L E eine erbitterte Auseinandersetzung geführt. Nach 

dem Scheitern seines arbeiterorientierten Genossenschaftsansatzes wandte sich 
S C H U L Z E - D E L I T Z S C H ganz den Handwerkern zu. 
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sich die Bemühungen auf die Stärkung der Eigenleistung richten müssen, 
und daß das für den Staatsaufbau unverzichtbar bleibt. Die besondere 
Aktualität im Zusammenhang mit der modernen Sozialstaatsproblematik 
konnte er natürlich nicht voraussehen. 

Es kann nämlich kaum überschätzt werden, was Selbsthilfe in Zeiten 
an Entlastung bringen kann, in denen die Ausweitung sozialer, staatli­
cher Leistungsprogramme anscheinend an ihre Grenzen gestoßen ist. 
Nicht nur daß die Kooperation wie ein Puffer wirkt, mit dessen Hilfe der 
sozial Schwache seine Schwächen kompensieren und damit verhindern 
kann, in unterprivilegierte Randlagen abgedrängt zu werden und dort 
sein Verhalten zu dauerhafter Sozialhilfebedürftigkeit zu verfestigen. 
Vie l wichtiger noch ist, daß sich damit der anhaltende Druck, den die 
wachsende Masse sich relativ benachteiligt Fühlender auf staatliche Pro­
grammangebote ausübt, abschwächt. Somit würden entsprechende 
Mittel frei, um das Hilfsangebot des Staates gezielter auf Situationen an­
zuwenden, in denen Selbsthilfe nicht - oder noch nicht allein - möglich 
ist. Die Straffung sozialstaatlicher Programme, wie ihr Erfolg überhaupt, 
hängt wesentlich davon ab, wie weit sie sich auf die vorstaatlichen Träger 
abstützen können, V O N F E R B E R hat gut gezeigt, daß soziale Dienste heute 
nur eine Erfolgschance besitzen, wenn sie weitgehend in der Handlungse­
bene des Bürgers verankert sind und als basisorientierte Bewältigungs­
strategie den Entscheidungsspielraum der Betroffenen jeweils sichtbar 
machen. E r nennt das die „Regionalisierung sozialstaatlicher Leistungs­
bereiche". 3 9 Zu diesem dezentralisierten „Regionalisierungsgeflecht" ge­
hören auch die Genossenschaften. 

Da deren Mitglieder „genau am Übergang zwischen Selbständigkeit 
und Unselbständigkeit angesiedelt" sind, 4 0 ist die Kooperative auch ein 
wichtiger Schritt zur Erhaltung der Selbständigkeit des einzelnen. Für 
eine Sozialpolitik, die die subsidäre Gestaltung der Wirtschafts- und Ge­
sellschaftsordnung ernst nimmt, liegt hier ein Element höchster öffentli­
cher Relevanz. 4 1 Nur so kann die Sozialbürokratie überdies dem Vorwurf 
begegnen, sie würde einer schleichenden Entmündigung und der Schwä­
chung der Leistungsmoral Vorschub leisten. 

b) Mobilisierung, Effizienz, Innovation: 

Vielfach läßt sich beobachten, daß die Chance zur Eigenleistung bei 
der Lösung sozialer Probleme mehr Erfolgsaussichten hat als die staat­
lich-professionellen Ansätze. Besonders im Gesundheitswesen und in der 

V O N F E R B E R (1982), S. 261 ff., hier S. 277. 
A N D R E A E (1977), S . 890. 
S O N N E M A N N (1977), S . 45. 
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Sozialarbeit häufen sich die Beispiele, wo Selbsthilfegruppen exemplari­
sche Lösungen für die anstehenden Aufgaben gefunden haben, während 
sich die professionellen Sozialleistungsträger restlos überfordert 

4? 

zeigten. 
(1) Es ist zu erwarten, daß ein durch gemeinsame Notlage oder ge­

meinsames Problembewußtsein in Gang gekommener Zusammenschluß 
Aktivitätsreserven, Handlungsbereitschaften und Phantasie freisetzt, die 
unter Bedingungen des passivierenden Sich-Verwalten-Lassens versik-
kert wären. Der Problemdruck in der sozial bedeutsamen Umwelt zwingt 
hingegen zu Initiativen der Problembewältigung und auch zur Innova­
tion. Ein äußerst aktuelles Beispiel im Beschäftigungsbereich ist das ka­
nadische „Local Initiative Program". Auf genossenschaftlicher Basis or­
ganisierte (und später vom Staat finanziell unterstützte) Gruppen von Ar­
beitslosen bzw. Vermittlungswilligen hatten sich darauf spezialisiert, Ko l ­
lektivgüter des Gemeindebereichs wie Altenhilfe, Kinderbetreuung, Ar ­
beiten des Umweltschutzes etc. anzubieten. Laut Schätzungen konnten 
sie rund 90.000 Arbeitsplätze vermitteln und im Vergleich zu anderen 
Beschäftigungsprogrammen sogar wesentliche Einsparungen erzielen — 
von nicht quantifizierbaren Ergebnissen der Arbeitszufriedenheit und 
Selbstbestätigung ganz zu schweigen.43 

(2) Selbstgesteuertes Experimentieren mit neuen Lösungen richtet 
sich aber nicht nur gegen Herrschaftszentralisierung, Verwaltungsüber­
griffe und Planungsanmassung, sondern ist vielfach auch Ausdruck eines 
neuen Kulturbegriffs, bei dem Partizipation einen hohen Stellenwert ein­
nimmt. Die auffällige Renaissance genossenschaftlicher Produktionsge­
meinschaften, Dienstleistungsbetriebe, Landkommunen und Lebensstil­
gruppen erfüllt somit einen „Selbst"-Zweck im Sinn von alternativer 
Selbstverwirklichung4 4 und einer über die materielle Lebensqualität hin­
ausreichende Identitätssuche. Auch hierin schließen sie sich an traditio­
nelle Argumentationsmuster des Genossenschaftswesens an, das „so­
ziale" Versorgung für mindestens ebenso wichtig erachtete wie zusätz­
liche materielle Wohlstandsprozente und deshalb immer über individua­
lisierte Organisationsziele oder über gruppenindividualistische Interes­
senkämpfe hinausführen wollte. Allerdings verstehen sich die Genossen­
schaftsbetriebe keineswegs als „beschützende Werkstätten", die vom 

4 2 B A D E L T (1980), S. 39 ff. 
4 3 D E T T L I N G (1982), S. 8 f. 
4 4 J A P P / O L K (1981), S. 143 ff. In praktischer Kri t ik an der Ausbeutung der Natur, der 

Zers törung kultureller Sinnzusammenhänge, der Anonymitä t der Großorganisa t ionen, 
der Herrschaftsbeziehungen zwischen den Geschlechtern und dem Zugriff auf die innere 
Natur des Menschen werden in dezentralen und selbstorganisierten Lebenszusammen­
hängen unmittelbar sinnlich erfahrbare Beziehungsmuster hergestellt, in denen zuneh­
mend wieder alternative Erfahrungen gemacht werden" (S. 150). 
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Handlungszwang der Wirklichkeit entlastet wären. Die Notlage, die an 
der Wurzel der Genossenschaftsgründung stand, hält offenbar das kollek­
tive Gedächtnis dafür wach, daß sie ihre besten Ergebnisse in Auseinan­
dersetzung mit der sozialen Umwelt erzielen. Als auf sich selbst zurück­
geworfene Inseln des Rückzugs oder durch „Flucht in regressiven Hedo-
nismus" 4 5 würden sie wichtige Leistungen von öffentlichem Interesse 
nicht erbringen können. 

(3) Schließlich hat sich gezeigt, daß die Energien für neue soziale Pro­
blembewältigung meist nur „in extremis" von sich aus mobilisierbar sind. 
Meist bedarf die Aktivität „von unten" einer Stützung oder sogar Anre­
gung „von oben", wie sich an der Bedeutung herausragender Genossen­
schaftsgründer leicht zeigen läßt. Aus diesem Grund verstehen sich die 
Kooperativen als Organisationen der Selbsthilfe, aber auch der „Selbst­
hilf ebetreuung".4 6 Aufschlußreich ist dafür das Vorgehen im Genossen­
schaftsverbund von Mondragön. Neue Projekte, die von den Mitgliedern 
vorgeschlagen werden, müssen einem zentralen Koordinationsgremium, 
der „Caja Laboral Populär", vorgelegt werden. Diese bildet einen von 
der Gruppe bestimmten, künftigen Projektleiter aus und beginnt mit ihm 
und den übrigen Mitgliedern die Projektierung im einzelnen. Erweist sich 
der Vorschlag als realisierbar, dann erfolgt die eigentliche Genossen­
schaftsgründung. Dabei müssen sich die Teilnehmer der Initiative auch fi­
nanziell engagieren, damit sie die ökonomischen Gesichtspunkte nicht 
vernachlässigen. 4 7 

c) Partizipation und Integration: 

Zweifellos hat die Ausweitung sozialstaatlicher Maßnahmen zu einer 
Konzentration der Kompetenz auf gesamtstaatlicher Ebene und damit zu 
einer wachsenden Entfernung von den Lebenssituationen geführt, über 
die entschieden wird. Der Gefahr, daß die Entscheidungen in die „an­
onyme Zone organisierter Unverantwortlichkeit" abgleiten,4 8 kann nur 
durch eine Reform im Vorfeld staatlicher Institutionen vorgebeugt 
werden. 

Genossenschaften halten sich viel darauf zugute, als partizipative Be­
triebe der Stärkung der Selbstverwaltungskompetenz ihrer Mitglieder be­
sonders aufgeschlossen zu sein. Nicht, daß sie die Chancen bisher auch 
wirklich voll genützt hät ten , 4 9 auch nicht, daß sie unbedingt dem Traum 

J A P P / O L K (1981), S . 149. 
D R A H E I M (1952-1965), B d . 4, S . 352. 
S A I V E (1980), S . 225 f. 
V O N F E R B E R (1982), S . 276. 
K L I E M T (1968), S . 95. 
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des herrschaftsfreien Wirtschaftslebens anhängen würden, aber aus dem 
Förderungsauftrag läßt sich immerhin stets auch ein Bildungsauftrag ab­
leiten, die Genossenschaftsmitglieder in ihrer Fähigkeit zu stärken, ihre 
Bedürfnisse in ihrer relevanten Umwelt zum Ausdruck zu bringen und 
auch aktiv zu vertreten.5 0 

Genossenschaft erfüllt sich nur, wenn die Handlungskompetenz der 
Organisationsteilnehmer gestärkt bzw. zurückgewonnen wird. Die be­
triebliche Sozialstruktur ist darauf angelegt, die Geltung einzelner Vor­
stellungen und Ansprüche untereinander zu „vereinbaren" und in das 
Kooperationsvorhaben einzupassen. 

Partizipation und Zugängigkeit zum Entscheidungszentrum sind 
Chance und Stimulus, um die eigene Kompetenz zu erfahren, Erfolge des 
eigenen Engagements zu erleben sowie Verantwortlichkeit und Sachge­
mäßheit der Entscheidungen zu fördern. Partizipation wird selbst zu 
einem Teil neuer Möglichkeiten qualitativer Bedürfnisbefriedigung im 
Arbeitsleben und Ausdruck „post-akquisitiver" Lebensziele. 5 1 Auch und 
gerade Genossenschaften haben sich damit zum Ziel gesetzt, die scharfe 
Trennung zwischen sachlich-instrumentalen Organisationsstrukturen 
^instrumentales Handeln') und kommunikativen Bedürfnissen (,soziales 
Handeln 4) 5 2 tendentiell einzuebnen. Wenigstens in Teilbereichen sollen 
die Partizipationsmöglichkeiten mithelfen, Kontrolle über vitale Lebens­
probleme auszuweiten und die Instrumentalisierung des eigenen Schick­
sals zurückzudrängen. 

Erfahrungsgemäß hängt Partizipation jedoch nicht nur von Mitglieder­
kompetenz, Zielrelevanz und positiven Einstellungen ab, sondern auch 
vom integrativen Charakter des Handlungsfeldes. Partizipation ist nur 
auf Dauer zu stellen, wenn die Bezugsgruppe integrative Leistungen er­
bringt, die über die rein strukturbedingte Koordination von Verhaltens­
weisen etwa in einem Unternehmen hinausgeht. In dieser Hinsicht hat 
die genossenschaftliche Gruppe etwas anzubieten — unter der Vorausset­
zung, daß sie ihren Förderungsauftrag auch auf den Kampf gegen die D i ­
stanzvergrößerung und Ökonomisierung der Sozialkontakte ausdehnt.5 3 

Partizipation am gemeinsamen Geschäftsbetrieb und an sonstigen Grup­
penaktivitäten steuern den Entfremdungsgefühlen im anonymen „Ap­
parat" entgegen. Die Chance zur Selbstorganisation bindet frei flottie­
rende Unzufriedenheitsgefühle ein. Das Sicherheitsbedürfnis wird zum 

5 0 F Ü R S T E N B E R G ( 1 9 7 0 ) . 
5 1 Hierzu als „locus classicus" I N G L E H A R T ( 1 9 7 1 ) . 
5 2 H A B E R M A S ( 6 1 9 7 3 ) , S. 4 8 ff. 
5 3 Die Gefahren, denen die Genossenschaften von dieser Seite her ausgesetzt sind, 

sind kaum zu übersehen , zumal der Zwang zur „Ökonomis ie rung" kaum zu vermeiden 
ist, vgl. D R A H E I M ( 1 9 6 7 ) . Umso stärkeres Gewicht ist auf zusätzliche, metaökonomische 
Integrat ionsbemühungen zu legen, vgl. F Ü R S T E N B E R G ( 1 9 6 4 ) , S. 2 4 6 ff. 
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Teil von der Gruppe abgedeckt und muß nicht mehr voll dem Staat über­
antwortet werden, der hierin sowieso hoffnungslos überfordert ist, weil er 
nur kalkulierbare Standardrisiken erfassen kann. 

Dadurch wird eine wirksame Bremse in die Eigendynamik expansiver 
staatlicher Hilfsprogramme eingebaut. „Hegungs"- und Normierungs­
funktionen der genossenschaftlichen Gruppe beugen der Gefahr zuneh­
mender Anomie in Industriegesellschaften, der Staatsverdrossenheit und 
der eskalierenden Suche nach Sündenböcken „da oben" vor. 5 4 Der sozial-
integrative Charakter der Genossenschaften kann dazu beitragen, den 
einzelnen wieder bewußter seine Lebensrisiken selbst tragen zu lassen 
und die Verantwortung dafür nicht primär auf andere Träger zu proji­
zieren. Das war es hauptsächlich, was D Ü R K H E I M wohl mit der norma­
tiven Kraft sich selbst regulierender Gesellschaftsstrukturen gemeint 
hatte. 

B. Genossenschaftsmodelle als Alternative zum Sozialstaat? 

Der Leser wird nun den berechtigten Einwand erheben, ob wir mit sol­
chen programmatischen Feststellungen nicht doch wieder in die Falle der 
schon überwunden geglaubten Utopisierung des Genossenschaftswesens 
geraten sind; ob wir den Genossenschaften nun all das aufbürden wollen, 
was in der modernen Gesellschaft und ihrem Sozialstaat problematisch 
und korrekturbedürftig erscheint. Sind Genossenschaften oder genossen­
schaftsähnliche Zusammenschlüsse wirklich ein Allheilmittel und in 
diesem Sinn eine Alternative? 

/. Was heißt „genossenschaftliche Alternative" wirklich? 

Da Genossenschaftstheoretiker und -praktiker immer wieder den alter­
nativen Gehalt ihres Modells unterstrichen haben, müssen wir uns 
fragen, was sie darunter wirklich verstanden haben wollen. 

„Alternativ" ist heute zu einem Modewort herabgesunken, das sich 
deshalb dem sprachlichen Verschleiß und der Inflationierung zur Aller-
weltsbedeutung nicht entziehen konnte. Ursprünglich war damit in der 
Gesellschaftstheorie eine radikale Umkehr, eine Vorzeichen- und Rich­
tungsänderung und eine Gegenkonstruktion zur jeweils bestehenden Ge­
sellschaft und ihren Strukturmerkmalen gemeint. Von ihnen will sich der 
Alternativentwurf entweder rein gedanklich als Ideal oder tatsächlich als 
Realisierungschance in Teilbereichen oder im Gesamtkonzept abheben. 

K L A G E S (1980), S. 71. 
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Würde man das meinen, so müßte in den Genossenschaften jenes Ge­
genmodell zu erblicken sein, mit dessen Hilfe man radikal aus dem mo­
dernen Sozialstaat oder dem Staat überhaupt aussteigen könnte. Läßt 
sich die Gesellschaft jedoch als permanenter, genossenschaftlicher, d.h. 
„herrschaftsfreier", Diskurs wirklich aufbauen? 

Das war wohl die Utopie der früheren „Solidaristen", die in der vollen 
Vergenossenschaftlichung von Wirtschaft und Gesellschaft den Ausweg 
schlechthin aus allen gesellschaftlichen Krisen und sozialen Nöten sahen. 
O W E N , F O U R I E R , S A I N T - S I M O N , B U C H E Z , B L A N C und andere suchten im 
Bann der gravierenden Folgeerscheinungen des heraufziehenden Indu­
striesystems einen alternativen Wirtschafts- und Gesellschaftstypus. Die 
genossenschaftliche Produktions- und/oder Konsumentenorganisation er­
schien ihnen als der Ausweg par excellence. In der Praxis — schon gar als 
umfassende Gesellschaftspolitik — erwiesen sich ihre ,Assoziationen\ 
,Phalangen', ,ikarischen Gemeinschaften' oder ,sozialen Werkstätten' 
bald als nicht sehr erfolgreich und haben ihren Stellenwert bis heute 
höchstens als Ideal behaupten können. 

In diesem umfassenden Verständnis gelten heute die Genossenschaften 
nicht mehr als Alternativen. Weder kehren sie der sie umgebenden Ge­
sellschaft radikal den Rücken oder verweigern ihr das Engagement, noch 
sieht man in ihnen — schon wegen ihrer Position auf einer intermediären 
Vergesellschaftungsebene — ein Gegenmodell zum Gesamtstaat. Eine 
solche Alternative könne sich auch keiner dauerhaften Existenz erfreuen. 

Die meisten Genossenschafter, allen voran die erfolgreichen Genos­
senschaftsgründer um S C H U L Z E - D E L I T Z S C H , R A I F F E I S E N , H A A S , L U Z -
Z A T T I , um nur einige zu nennen, waren als politische Menschen zu reali­
stisch, um an einen Pan-Kooperativismus glauben zu können. Sie sahen 
die Rolle der Genossenschaften deswegen auch nicht monistisch, sondern 
pluralistisch, eher als Ergänzung und Korrektur, denn als radikalen Er­
satz von Markt und Staat. Sie machten sich unter dieser Perspektive an 
den Aufbau konkreter genossenschaftlicher Selbsthilfeprojekte und 
hatten mit ihren sozialen „Inseln" unbestreitbaren Erfolg. 5 5 

Sie sahen sehr bald, daß Selbsthilfeorganisationen ihr Bestes vorwie­
gend im Rahmen der sie umgebenden Marktwirtschaft — die fortzuent­
wickeln sie im Sinn hatten — leisten konnten. Dazu aber bedurften sie 
auch der ergänzenden Hilfestellung der Sozialpolitik des sich damals erst 
langsam herausbildenden Sozialstaates, der die ärgsten Existenzrisiken 
aufzufangen imstande war. 

5 5 In der Terminologie E N G E L H A R D T S haben sie den „Utopie-Konzept ions-Ansatz" 
zugunsten des „Mitgl ieder-Lebenslage-Ansatzes" hinter sich gelassen. E r hat zugleich 
mit Recht betont, daß auch im zweiten Fall Leitbilder des Handelns erforderlich sind, 
vgl. E N G E L H A R D T ( 1 9 8 1 ) , S . 1 0 8 - 1 1 7 . 
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Als Ergänzung und Korrektur des Marktes und - parallel zum Aufbau 
der sozialstaatlichen Leistungsverwaltung - ebenso des Staates verstehen 
sich die Genossenschaften auch heute. Und so verstanden, halten sie sich 
auch für „alternativ". Nur hat das nichts mehr mit der erstgenannten Be­
deutung zu tun. „Alternativ" heißt für Genossenschaften, daß sie sich 
ständig am Erfolg anderer Wege und Lösungen messen müssen, und daß 
sie sich auf Dauer nur durchsetzen können, wenn sie ökonomische und 
soziale Leistungen besser erbringen als andere Konkurrenzorganisa­
tionen des Marktes und des Staates. Dadurch, daß sie deren Schwächen, 
Härten oder kontraproduktive Ergebnisse bändigen und korrigieren, 
tragen sie - für manche ihrer Anhänger sicher nolens volens — auch zum 
besseren Funktionieren ihrer beiden Antipoden bei. Sie ersetzen aber 
weder Markt noch Staat, sondern sind Teilalternativen. 

IL Programm und Realität 

In anderer Hinsicht stellen sich die Genossenschaften heute ebenfalls 
behutsamer dar. In ihrer Anfangszeit versprachen sie sich oft allein von 
der institutionellen Neuordnung (von der partizipativen Struktur, dem 
Kooperativprinzip, dem Sozialkapital etc.) den Erfolg. Im Laufe der Zeit 
mußten sie — wie übrigens auch jede staatliche Reformpolitik — lernen, 
daß die Änderung der Institutionen allein noch keine Gesellschaftsre­
form ist. Genossenschaftsidee und Genossenschaftsstrukturen sind wohl 
eine Voraussetzung dafür, aber sie sind vorerst nicht mehr und nicht we­
niger als ein Potential, das sich nach Art der dargestellten Effekte nutzen 
läßt. Das bisher diskutierte Programm zeigt, mit welchen Wirkungen 
man rechnen kann. Es sagt nichts darüber, ob sie in jedem einzelnen Fall 
schon eingetreten sind oder ob sie je eintreten werden. 

Natürlich muß man auch fragen, wieweit eine Ausweitung der Genos­
senschaften die erwartete Entlastung für den Staat tatsächlich erbringt. 
Sind die Bedingungen hierfür günstiger oder ungünstiger als früher? 
Wurden die Genossenschaften bisher nicht genügend gefördert? Letz­
teres ist mit Einschränkungen zu verneinen. Ersteres kann teilweise be­
jaht werden, nämlich dann, wenn es stimmen sollte, daß sich das Bewußt­
sein in der Gesellschaft unter den gegenwärtigen Bedingungen als koope­
rationsgeneigter erweist. Mir will scheinen, daß sich tatsächlich in Teilbe­
reichen eine solche Bewußtseinsveränderung zu vollziehen beginnt, so 
daß man sich von der neuen Kooperativneigung, von neuen „Genossen­
schaftspionieren" und von neuen Initiativmöglichkeiten des Staates als 
Mobilisator in dieser Richtung einiges erwarten kann. Tatsächlich bieten 
sich auch ständig neue Leistungsfelder in einem Sozialstaat an, der um 
Entlastungen von Aufgabenüberhäufung besorgt sein muß. 
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Selbst wenn man diese externen Bedingungen in unserer Gesellschaft 
(aber keineswegs überall auf der Welt!), wie der Verfasser, augenblick­
lich für einigermaßen günstig halten sollte, darf man selbstverständlich 
die internen Gefahren der Ineffizienz und des „Charakterverlusts" von 
Genossenschaften nicht übersehen. Sie entstehen zum Teil eben gerade 
dadurch, daß sich die Genossenschaften nicht „alternativ" aus der Welt 
verabschieden. Heute mehr denn je stehen diese Probleme auch bei den 
Genossenschaften intensiv zur Diskussion. Hier liegt auch die Antwort 
auf J A Y S rhetorisch gemeinte Frage, warum sich die Kooperativen nicht 
wie Buschfeuer ausgebreitet hätten, wo sie doch soviele Aktiva für sich 
verbuchen. 5 6 Es wäre allerdings eine eigene Arbeit, auf diese verschie­
denen Barrieren der Vergenossenschaftlichung wie Bürokratisierung, 
Ökonomisierung, etc. einzugehen.5 7 

Jedenfalls ist es zweifelhaft, ob man aus den nur angedeuteten Schwie­
rigkeiten sofort den Schluß zu ziehen hat, so wie es manchmal getan wird, 
Genossenschaften könnten prinzipiell nicht funktionieren. Immerhin gibt 
es weltweit eine dreiviertel Million Genossenschaften mit rund 360 M i l ­
lionen Mitgliedern! Außerdem wird man zwischen ökonomischen und so­
zialen Leistungskriterien unterscheiden müssen. Zweifelsohne: viele Ge­
nossenschaften sind schon ökonomisch nicht erfolgreich. Das Entstehen 
und Vergehen von Genossenschaften im Bereich der Entwicklungsländer 
ist bekannt. Abgesehen davon ist zu fragen, ob sie auch sozial, das heißt 
dem Genossenschaftsprinzip entsprechend funktionieren. Auch hier 
liegen selbstverständlich ganz gewichtige Entartungserscheinungen vor. 
Ich konnte mich selbst davon im südeuropäischen Raum überzeugen. 
Aber darf man aus diesen Funktionsbarrieren schließen, Genossen­
schaften kämen als Entlastungspotential überhaupt nicht in Frage? Auch 
andere Unternehmensformen, ja auch der Sozialstaat selbst haben 
schließlich ihre erheblichen und zahlreichen Schwachpunkte, ohne daß 
sie deshalb sogleich einem pauschalen Verdikt verfallen. A u f keinen Fall 
stimmt es, daß z .B. Prodw^/c/vgenossenschaften a priori weniger erfolg­
reich wären als andere Unternehmen. Dies ist ein Irrglaube, der sich 
mittlerweile widerlegen läßt . 5 8 

Insgesamt kann nur festgehalten werden, daß — allen Schwächen und 
Schwierigkeiten zum Trotz — das Leistungspotential der Organisations­
form Genossenschaft für eine soziale Gesellschaftspolitik beträchtlich ist, 
nicht zuletzt deswegen, weil sie über jahrzehntelange praktische Organi­
sationserfahrungen und netzwerkartige Absicherungen verfügt, 3 9 die 

J A Y (1980), S . 39 f. 
V g l . dazu H E T T L A G E (1979), S. 255 f. 
V g l . z . B . J O N E S (1975). 
V g l . C R A I G (1976), ch. 3 und 5. 
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nicht nur das Selbstbewußtsein der Mitglieder, sondern auch deren Blick 
für die Schwachpunkte dieser Alternative geschärft haben. Ihr Erfolg und 
ihre Demonstrationswirkung nach innen und außen hängt entscheidend 
davon ab, ob und inwieweit die Unternehmensform Genossenschaft die 
genossenschaftlichen Prinzipien selbst verwirklicht. Und das ist keines­
wegs immer leicht. 

Schluß 

Die Titelfrage wieder aufgreifend, kann es keineswegs darum gehen, 
mit Hilfe von Genossenschaften den Sozialstaat abzuschaffen. Zu ihm 
gibt es keine Alternative. Genossenschaften können nur Entlastungs­
und Korrekturstrategien aufzeigen, da, wo soziale Leistung und soziale 
Sicherungen des Sozialstaates durch unerwartete, kontraproduktive Wir­
kungen verzerrt oder im Endeffekt gar wieder aufgehoben werden. 

Für den Sozialstaat gibt es auch deshalb keine Alternative, weil die In­
teressenverflechtung von Staat und Bürger mittlerweile so intensiv ge­
worden ist, daß selbst der Aufbau staatsentlastender Institutionen vor­
aussichtlich nicht ganz ohne staatliches Engagement zu vollziehen ist. 
Wenn man schon von Teilalternative reden will , dann kann es nur um 
eine ausgewogene Programmverschränkung zwischen Staat und freien 
Trägern gehen. Primär muß die Entwicklung dahin zielen, Lebenszusam­
menhänge und subsidiäre Netze zu schaffen, mit deren Hilfe die Betrof­
fenen in die Lage versetzt werden, ihre Probleme selbstbewußt, selbst­
verantwortlich und selbstinitiativ in die Hand zu nehmen. Von der 
Struktur her bieten sich die Genossenschaftsmodelle dafür an. Der 
Aspekt der Vergenossenschaftlichung reicht aber natürlich weit über die 
genossenschaftliche Unternehmensform hinaus und umgreift im Grunde 
alle Organisationen, die sich des genossenschaftlichen Sozialprinzips be­
dienen. Sie alle haben, sofern sie Selbstverwaltung an die Stelle von Ver­
waltung des Selbst setzt, „Alternativfunktion" 6 0 und fördern den Aspekt 
der Vergenossenschaftlichung.61 

In vielen Fällen müssen die Initiativen durch eine staatliche Stützungs­
politik (angefangen von materiellen Sozialleistungen bis hin zu sozialen 
Beratungs-, Begleitungs- und Stützungsdiensten) ergänzt werden, bis sie 
sich stabilisiert haben. 6 2 Trotzdem käme die Umkehr der Kompetenzver­
mutung und Leistungszumutung im Endeffekt einer erheblichen Pro-

6 0 V O N L O E S C H (1977), S. 132. 
6 1 H E T T L A G E (1981). 
6 2 Beispielhaft ist die in Großbr i tannien seit 1978 in Kraft befindliche „Co-operat ive 

Agency Development A c t " zur Förderung der Genossenschaftsprinzipien und -projekte. 
Näheres in: Industrial Participation, 565 (1978/79), S. 15 ff. 
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grammentlastung (wohl aber nicht einer Programmbefreiung) des Sozial­
staates gleich. 

Verstärkte Sensibilität für das Leistungspotential von Selbsthilfe­
gruppen wäre sogar mehr: es wäre gerade heute eine Art Bewußtseinsre­
volution, für die sich die Genossenschaften nicht nur als Denkmodelle, 
sondern als krisenerprobte Handlungsmuster als organisatorischer U n ­
terbau anbieten könnten. So etwas könnte man durchaus als alternativ 
bezeichnen. Ja, man kann sogar die Gegenfrage stellen, ob es eigentlich 
Alternativen zu dieser Alternative gibt. 
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